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KURZE BEGRÜNDUNG 

In einer globalisierten Wirtschaft ist geistiges Eigentum ein wesentlicher Faktor der 

Wettbewerbsfähigkeit Europas. Wissen zu schützen heißt die Investitionen Europas in 

Forschung, Innovation und Arbeitsplätze zu schützen. Gleichzeitig geben Verletzungen des 

Rechts des geistigen Eigentums und der daraus resultierende weltweite Handel mit 

nachgeahmten Waren zunehmend Anlass zur Sorge, und zwar sowohl im Hinblick auf die 

wirtschaftlichen Folgen für die europäische Wirtschaft als auch im Hinblick auf die Gefahren 

für die Gesundheit und die Sicherheit der europäischen Verbraucher.  

 

Statistische Angaben zu Zollbeschlagnahmen an den EU-Außengrenzen1 zeigen einen 

deutlichen Anstieg der Anzahl von Warensendungen, bei denen der Verdacht besteht, dass sie 

Waren enthalten, die das Recht des geistigen Eigentums verletzen. Während die Bewertung 

des ganzen Ausmaßes des Problems durch fehlende verlässliche Daten behindert wird, zeigen 

Statistiken zur Tätigkeit der Zollbehörden in der EU einen erheblichen Aufwärtstrend, 

insbesondere bei der Beschlagnahme von kleinen Post- und Kurierpaketen im Zusammenhang 

mit Internetkäufen. Im Jahr 2010 waren fast 69 % der im Postverkehr beschlagnahmten 

Waren Arzneimittel.  

 

An den EU-Grenzen sind die Zollbehörden sowohl an vorderster Front als auch in einer 

bevorzugten Position tätig, um Maßnahmen gegen Fälschungen und die illegale Einfuhr von 

Waren in die EU zu ergreifen und damit die Wettbewerbsfähigkeit des europäischen 

Handelsumfelds zu sichern. Da Zollvorschriften und -verfahren eine wesentliche Rolle für 

wirksame Maßnahmen spielen, ist der Vorschlag der Kommission, die derzeit geltende 

Produktpiraterieverordnung 1383/2003 mit dem Ziel, die Durchsetzung des Rechts des 

geistigen Eigentums zu verbessern und gleichzeitig die Zollverfahren zu straffen, zu 

begrüßen.  

 

Der Vorschlag ist Teil der breiter angelegten wissenbasierten Strategie der Mitteilung 

„EUROPA 2020“ und des EU-Aktionsplans im Zollbereich zur Bekämpfung von 

Verletzungen des Rechts des geistigen Eigentums für den Zeitraum 2009-2012.  

 

Vorschläge der Verfasserin der Stellungnahme 
 

Da Zollformalitäten unmittelbare Auswirkungen auf den internationalen Handel haben, ist es 

von ausschlaggebender Bedeutung, dass Durchsetzungsmaßnahmen nicht selbst ein Hindernis 

für rechtmäßigen Handel werden. Über die allgemeinen Ziele der Vereinfachung des Handels, 

die Schutzmaßnahmen gegen Missbrauch und die verbesserte Rechtssicherheit hinaus müssen 

diese Maßnahmen mit den internationalen Verpflichtungen der EU im Einklang stehen. 

 

Das sind einige der Anliegen, die den Hintergrund der Vorschläge der Verfasserin der 

Stellungnahme des Ausschusses für internationalen Handel bilden. Drei Punkte, die aus der 

Sicht des Außenhandels von besonderem Interesse sind, sind in der vorliegenden 

Stellungnahme hervorzuheben: Waren im Durchgangsverkehr, Parallelhandel und 

internationale Zusammenarbeit. 

                                                 
1 http://ec.europa.eu/taxation_customs/customs/customs_controls/counterfeit_piracy/statistics/index_de.htm 
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Waren im Durchgangsverkehr  
 

Fragen des Durchgangsverkehrs verdienen besondere Aufmerksamkeit. Erwägungsgrund 17 

des neuen Verordnungsentwurfs zur Ersetzung der Verordnung (EG) Nr. 1383/2003 bezieht 

sich auf einen sehr speziellen Fall: die Einfuhr von Generika. Diese Bezugnahme ist eine 

Folge der bekannten Bedenken in Bezug auf die Fälle, in denen Arzneimittel im 

Durchgangsverkehr auf der Grundlage angeblicher Patentverletzungen zurückgehalten 

wurden, und auf die daraus resultierenden Klagen Indiens und Brasiliens gegen die EU in der 

Welthandelsorganisation (WTO).  

 

Erwägungsgrund 17 ist eine willkommene Bekräftigung der Verpflichtung der EU, 

Entwicklungsländern den Zugang zu Arzneimitteln zu erleichtern, wie auch ihrer 

Verpflichtung, gemäß den Bestimmungen der WTO die Transitfreiheit zu garantieren. Damit 

schafft sie zusätzliche Klarheit und Rechtssicherheit für alle rechtmäßig Beteiligten über die 

zollrechtliche Behandlung „insbesondere“ von Arzneimitteln, die nur für den Durchgang und 

nicht für den Binnenmarkt der EU bestimmt sind und für die auch kein Risiko der Umleitung 

auf den EU-Binnenmarkt besteht.  

 

Nach dem gegenwärtigen Vorschlag sollten die Zollbehörden bei der Bewertung des Risikos, 

ob Rechte des geistigen Eigentums verletzt sind, berücksichtigen, ob eine hohe 

Wahrscheinlichkeit besteht, dass solche Waren auf den EU-Markt umgeleitet werden. Die 

Zollbehörden könnten so nur Waren zurückhalten, die aus Drittstaaten kommen und sich im 

Durchgangsverkehr befinden, wenn hinreichend nachgewiesen werden kann, dass diese illegal 

auf den Binnenmarkt umgeleitet werden sollen. Der Vorschlag enthält jedoch keine Leitlinien 

oder Kriterien für die Auslegung der Absicht, Waren in der EU zum Kauf anzubieten. Mit 

einer weiteren Klarstellung in dieser Hinsicht würde die neue Verordnung verbessert werden. 

 

Darüber hinaus sollte die neue Verordnung die Zollbehörden mit der Befugnis ausstatten, 

Waren, die im Verdacht stehen, nachgeahmte Waren zu sein, zurückzuhalten, selbst wenn sie 

sich im Durchgangsverkehr befinden. Sonst würden illegale Waren weiter als Waren im 

Durchgangsverkehr mit falschen Erklärungen über den Ursprung und den Bestimmungsort 

der Waren auf den EU-Markt gelangen, wie dies von betroffenen Unternehmen berichtet 

wird.  

 

Die Gewährleistung der Transitfreiheit sollte nie auf illegalen Handel Anwendung finden. 

Darüber hinaus sollte es keine Beschränkungen für Kontrollen geben, wenn der Verdacht 

besteht, dass eine Gefahr für die öffentliche Gesundheit besteht, unabhängig von dem 

endgültigen Verbringungsort der Waren. Vorbeugung und Vorsorge sollten das Vorgehen der 

Zollbehörden leiten. Während im Erwägungsgrund 2 die Gefahren für Gesundheit und 

Sicherheit durch Waren, die Rechte geistigen Eigentums verletzten, anerkannt werden, sollte 

in der Verordnung detailliert geregelt werden, dass die Zollbehörden der EU Waren, die im 

Verdacht stehen, nachgeahmte Waren zu sein, selbst dann, wenn sie sich im 

Durchgangsverkehr befinden, zurückhalten können, wenn eine konkrete Gefahr besteht, dass 

solche Waren auf den EU-Markt umgeleitet werden.  

 

Kleinsendungen 
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Da es für die Zollbehörden der Mitgliedstaaten eine Herausforderung bleibt, Verletzungen des 

Rechts des geistigen Eigentums zu bekämpfen, ist die Einführung einer obligatorischen 

EU-weiten Anwendung des vereinfachten Verfahrens zur Vernichtung nachgeahmter Waren, 

ohne dass ein Gericht eine Verletzung förmlich feststellen muss, willkommen. Dies kann als 

erheblicher Fortschritt in Bezug auf die Verringerung der Belastungen sowohl der 

Rechteinhaber als auch der Zollbehörden – mit den erwarteten Ergebnissen bei der 

Erleichterung des Handels – betrachtet werden. 

 

Dies trifft – betrachtet man den Wert der rechtsverletzenden Waren im Vergleich zu der Last 

der Kosten der Lagerung und der Gerichtsverfahren – insbesondere auf Kleinsendungen 

verdächtiger Waren zu, die aus Internetkäufen resultieren und durch Postdienste oder 

gewerbliche Kurierunternehmen in die EU eingeführt werden.  

 

Eine weitere Prüfung des Begriffs „Kleinsendungen“ und der damit zusammenhängenden 

Verfahrensfrist könnte jedoch nützlich sein. Von gleicher Bedeutung ist es, dass Zollbehörden 

die Rechteinhaber über alle wichtigen Bewegungen von Kleinsendungen mit nachgeahmten 

Waren informieren, um die Verfolgung der Wege und der Trends bei der Nachahmung zu 

unterstützen.  

 

Parallelhandel 

 

Die weitere Ausdehnung des Anwendungsbereichs der vom Verordnungsentwurf erfassten 

Rechtsverletzungen ist zu begrüßen. Die Verleihung der Befugnis an die EU-Zollbehörden 

zum Zurückhalten von Parallelimporten, die ohne die Genehmigung der Rechteinhaber auf 

den EU-Markt eingeführt werden, sollte zu einer verbesserten Durchsetzung des Rechts des 

geistigen Eigentums führen. Während die Zollbehörden in einer einzigartigen Lage sind, um 

illegalen Parallelhandel zu kontrollieren, bleiben das Abfangen von „Waren des grauen 

Marktes“ und die Feststellung tatsächlicher Verletzungen wahrscheinlich problematisch.  

 

In der Tat könnte die Gefahr wachsen, dass legaler Handel behindert wird. Um unbegründete 

Beschlagnahmen zu verhindern, sollten Rechteinhaber den Zollbehörden alle notwendigen 

Informationen zur Verfügung stellen, um sie in die Lage zu versetzen, Parallelimporte an der 

Grenze zu beschlagnahmen. Der erweiterte Anwendungsbereich der Verordnung muss mit 

angemessenen Ressourcen und Schulungsmaßnahmen für die Zollbehörden einhergehen. 

 

Internationale Zusammenarbeit 

 

Die Bekämpfung von Verletzungen des Rechts des geistigen Eigentums an den Grenzen der 

EU muss mit gezielten Maßnahmen an der Quelle einhergehen, um die Ausfuhr von illegalen 

Gütern in die EU zu verhindern. Das erfordert Zusammenarbeit sowohl mit Drittstaaten als 

auch auf internationaler Ebene, einschließlich der WTO, der Weltzollorganisation und der 

Weltorganisation für geistiges Eigentum.  

 

Die Zusammenarbeit der Zollbehörden sowohl mit Herkunftsländern als auch anderen 

Verbraucherländern wird von der EU durch spezifische Maßnahmen wie den Aktionsplan 

EU-China für die Zollzusammenarbeit zum Schutz des Rechts des geistigen Eigentums 

bereits in die Tat umgesetzt. Trotz Gesprächen und Bemühungen um technische 

Zusammenarbeit, Datenaustausch, Zusammenarbeit mit der Wirtschaft sowie Fortschritte in 
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der Gesetzgebung bleiben konkrete Wirkungen aus. In der Tat ist China1 weiterhin die 

Hauptquelle der das Recht des geistigen Eigentums verletzenden Waren in der EU. Im Jahr 

2010 kamen 85 % aller Waren, die das Recht des geistigen Eigentums verletzen und die von 

den EU-Zollbehörden zurückgehalten wurden, aus China (verglichen mit 2009 bedeutet dies 

einen Anstieg um 64 %).  

 

Während die EU-Strategie von 2004 für die Durchsetzung des Rechts des geistigen 

Eigentums in Drittländern überprüft und das neue FISCUS-Programm erwartet wird, ist die 

Verfasserin der Stellungnahme der Ansicht, dass insbesondere die gezielte und 

maßgeschneiderte technische Zusammenarbeit im Bereich des geistigen Eigentums mit den 

Partnern der EU und insbesondere mit vorrangigen Ländern wie China unbedingt verstärkt 

werden muss, um ein Höchstmaß an Schutz des geistigen Eigentums sowohl für rechtmäßig 

handelnde Unternehmen als auch Verbraucher zu sichern.  

 

Die weitere operative Zusammenarbeit zwischen den Zollbehörden in der EU und mit 

Drittstaaten, einschließlich des Informationsaustauschs, wie auch die Zusammenarbeit mit der 

Wirtschaft sollten intensiviert werden. Darüber hinaus sollte die EU bei der Aushandlung von 

Vorschriften zum Recht des geistigen Eigentums in Handelsabkommen auf Schutzniveaus, 

die mit denen innerhalb der Union identisch sind, drängen.  

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 

Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 

übernehmen: 

 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 2 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(2) Das Inverkehrbringen von Waren, die 

Rechte geistigen Eigentums verletzten, fügt 

Rechtsinhabern, rechtstreuen Herstellern 

und Händlern erheblichen Schaden zu. 

Außerdem werden die Verbraucher 

getäuscht und mitunter Gefahren für ihre 

Gesundheit und ihre Sicherheit ausgesetzt. 

Daher sollte soweit wie möglich verhindert 

(2) Das Inverkehrbringen von Waren, die 

Rechte des geistigen Eigentums verletzten, 

fügt Rechtsinhabern, rechtstreuen 

Herstellern und Händlern erheblichen 

Schaden zu. Außerdem werden die 

Verbraucher getäuscht und mitunter 

Gefahren für ihre Gesundheit und ihre 

Sicherheit ausgesetzt. Daher sollte soweit 

                                                 
1 

http://ec.europa.eu/taxation_customs/resources/documents/customs/customs_controls/counterfeit_piracy/statistic

s/statistics_2010.pdf 
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werden, dass solche Waren auf den Markt 

gelangen, und es sollten Maßnahmen zur 

Bekämpfung dieser illegalen Praktiken 

getroffen werden, allerdings ohne den 

rechtmäßigen Handel zu beeinträchtigen. 

wie möglich verhindert werden, dass 

solche Waren auf den Markt gelangen, und 

es sollten Maßnahmen zur Bekämpfung 

dieser illegalen Praktiken getroffen 

werden, allerdings ohne den rechtmäßigen 

Handel zu beeinträchtigen. Daher sollten 

die Verbraucher umfassend über die 

Risiken unterrichtet werden, die mit dem 

Kauf dieser Waren einhergehen. 

  

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Stehen andere als nachgeahmte oder 

unerlaubt hergestellte Waren im 

Verdacht, Rechte geistigen Eigentums zu 

verletzen, dürfte es für die Zollbehörden 

schwierig sein, durch reine Sichtprüfung 

festzustellen, ob ein Recht geistigen 

Eigentums verletzt ist. Es ist daher 

angezeigt vorzusehen, dass Verfahren 

eingeleitet werden sollten, es sei denn, die 

betroffenen Parteien, namentlich der 

Inhaber der Waren und der Rechtsinhaber, 

stimmen einer Vernichtung der Waren zu. 

Es sollte Aufgabe der für solche Verfahren 

zuständigen Behörden sein festzustellen, 

ob ein Recht geistigen Eigentums verletzt 

ist, und geeignete Entscheidungen im 

Zusammenhang mit den Verletzungen der 

betreffenden Rechte geistigen Eigentums 

zu treffen. 

(11) Es dürfte für die Zollbehörden 

schwierig sein, durch reine Sichtprüfung 

festzustellen, ob ein Recht des geistigen 

Eigentums verletzt ist. Es ist daher 

angezeigt, vorzusehen, dass Verfahren 

eingeleitet werden sollten, es sei denn, die 

betroffenen Parteien, namentlich der 

Inhaber der Waren und der Rechtsinhaber, 

stimmen einer Vernichtung der Waren zu. 

Es sollte Aufgabe der für solche Verfahren 

zuständigen Behörden sein, festzustellen, 

ob ein Recht des geistigen Eigentums 

verletzt ist, und geeignete Entscheidungen 

im Zusammenhang mit den Verletzungen 

der betreffenden Rechte des geistigen 

Eigentums zu treffen. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 a (neu) 
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 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (17a) Der Durchgang von Waren durch 

das Zollgebiet der Union, bei denen der 

Verdacht besteht, dass es sich um 

nachgeahmte Waren handelt, die in der 

Union als Marke geschützt sind, oder um 

Vervielfältigungen, die durch das 

Urheberrecht, ein verwandtes Schutzrecht 

oder ein Geschmacksmuster geschützt 

sind, und der potenzielle Vertrieb dieser 

Waren auf dem Binnenmarkt stellen 

sowohl für die legale Wirtschaftstätigkeit 

in der Union als auch für die Gesundheit 

und Sicherheit der Bürger eine Gefahr 

dar. Die Zollbehörden sollten daher die 

Befugnis erhalten, Waren, die im 

Verdacht stehen, ein Recht des geistigen 

Eigentums zu verletzen, vorsorglich zu 

untersuchen und zurückzuhalten, wenn 

zu vermuten ist, dass sie für den Vertrieb 

auf dem Binnenmarkt der Union 

bestimmt sind. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 b (neu) 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (17b) Als Nachweis für das Ziel des 

Vertriebs dieser Waren in der Union 

gelten der bereits erfolgte Verkauf an 

einen Kunden in der Union, 

Verkaufsangebote an Verbraucher in der 

Union oder diesbezügliche Werbung, oder 

wenn aus Unterlagen oder Schriftverkehr 

ersichtlich ist, dass sie für den Vertrieb 

auf dem Binnenmarkt der Union 

bestimmt sind. Wird der Bestimmungsort 

der Waren nicht angegeben, obwohl diese 

Angabe erforderlich ist, oder besteht im 

Hinblick auf die Ermittlung des 

Herstellers oder Vertriebshändlers ein 

Mangel an Sorgfalt oder an einschlägigen 
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Informationen, mangelt es an 

Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit den 

Zollbehörden oder liegen Unterlagen vor, 

aus denen ersichtlich ist, dass sie zum 

Vertrieb auf dem Binnenmarkt bestimmt 

sind, obliegt es dem Anmelder oder dem 

Inhaber der betreffenden Waren, 

nachzuweisen, dass keine Absicht besteht, 

diese Waren in der Union zu verkaufen. 

 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 c (neu) 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (17c) Die Bekämpfung von Verletzungen 

des Rechts des geistigen Eigentums an 

den Außengrenzen der Union sollte mit 

gezielten Maßnahmen an der Quelle 

verbunden werden. Dies erfordert eine 

Zusammenarbeit sowohl mit Drittstaaten 

als auch auf internationaler Ebene, wobei 

die Kommission und die Mitgliedstaaten 

auf die Achtung und Förderung hoher 

Standards für den Schutz des Rechts des 

geistigen Eigentums hinwirken sollten. 

Dies sollte die Unterstützung der 

Aufnahme und Durchsetzung des Rechts 

des geistigen Eigentums in 

Handelsabkommen, die technische 

Zusammenarbeit, die Förderung der 

Diskussion in den verschiedenen 

internationalen Foren, die Mitteilung und 

den Austausch von Informationen sowie 

weitere Schritte bei der operativen 

Zusammenarbeit mit Drittstaaten und den 

betroffenen Wirtschaftszweigen umfassen. 

Begründung 

Die Bekämpfung von Verletzungen des Rechts des geistigen Eigentums sollte von verbesserter 

bilateraler Zusammenarbeit wie auch von koordinierten internationalen Maßnahmen 

profitieren.  
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Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 d (neu) 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (17d) Um den internationalen Handel mit 

Waren, die das Recht des geistigen 

Eigentums verletzen, zu unterbinden, 

bestimmt Artikel 69 des Übereinkommens 

über handelsbezogene Aspekte der Rechte 

des geistigen Eigentums (TRIPS), dass die 

Mitglieder der WTO den 

Informationsaustausch zwischen den 

Zollbehörden im Hinblick auf den Handel 

mit Waren, die das Recht des geistigen 

Eigentums verletzen, fördern. Dieser 

Informationsaustausch sollte es 

ermöglichen, Handelsnetze zu verfolgen, 

um die Herstellung und den Vertrieb von 

Waren, die das Recht des geistigen 

Eigentums verletzen, in einer früheren 

Phase der Absatzkette zu beenden. Es ist 

daher notwendig, die Bedingungen für 

den Informationsaustausch zwischen den 

Zollbehörden in der Union und den 

zuständigen Behörden in Drittstaaten 

festzulegen, auch in Bezug auf den 

Datenschutz. 

Begründung 

Wegen des internationalen Charakters der Nachahmung und der ausgedehnten Netze der 

Fälscher über Grenzen hinweg ist es von entscheidender Bedeutung, dass die Zollbehörden in 

der Lage sind, Informationen – auch mit Drittstaaten – zu teilen und zu nutzen, um von den 

Fälschern genutzte Netze und Wege zu verfolgen.  

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 e (neu) 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (17e) Entsprechend dem Ziel der EU, die 

internationale Zusammenarbeit bei der 
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Bekämpfung von Nachahmung, 

Produktpiraterie und illegalem 

Parallelhandel mit Waren, die das Recht 

des geistigen Eigentums der registrierten 

Rechteinhaber verletzen, zu intensivieren, 

muss die neue Europäische 

Beobachtungsstelle für Marken- und 

Produktpiraterie eine zentrale Rolle 

spielen, indem sie allen Zollbehörden der 

Mitgliedstaaten einschlägige und 

rechtzeitige Informationen zukommen 

lässt, um die entsprechenden Kontrollen 

der für diese Waren zugelassenen 

Importeure und Händler, die im Verdacht 

stehen, ein Recht des geistigen Eigentums 

zu verletzen, auf dem Binnenmarkt und 

auch der für diese Waren zugelassenen 

Exporteure in Auslandsmärkte 

durchzuführen. Diese Rolle könnte durch 

die Einrichtung einer Datenbank von 

Originalerzeugnissen und -

dienstleistungen der EU, die durch 

eingetragene Handelsmarken, 

Geschmacksmuster und Patente geschützt 

sind, weiter gestärkt werden, und diese 

Datenbank könnte auch ausländischen 

Zollbehörden, die mit der EU im Bereich 

des besseren Schutzes und der besseren 

Durchsetzung des Rechts des geistigen 

Eigentums zusammenarbeiten, 

zugänglich gemacht werden. 

 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 4 a (neu) 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4a. Diese Verordnung findet auf Waren 

Anwendung, die sich im 

Durchgangsverkehr durch das Zollgebiet 

der Europäischen Union befinden und im 

Verdacht stehen, ein Recht des geistigen 

Eigentums zu verletzen. 
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Begründung 

Der Klarheit halber sollte die Behandlung der Waren im Durchgangsverkehr in der neuen 

Verordnung ausdrücklich angesprochen werden. Besteht der Verdacht der Verletzung von 

Rechten, die sich aus dem materiellen Recht des geistigen Eigentums der EU und der 

Mitgliedstaaten ergeben, und eine konkrete Gefahr der Umlenkung dieser Waren auf den 

Binnenmarkt, können die Zollbehörden die Waren im Durchgangsverkehr rechtmäßig 

zurückhalten. 

 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Nummer 7 – Buchstabe a 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Waren, die nach den Rechtsvorschriften 

der Union oder des betreffenden 

Mitgliedstaats Gegenstand einer ein Recht 

geistigen Eigentums verletzenden Tätigkeit 

sind; 

(a) Waren, die nach den Rechtsvorschriften 

der Union oder des betreffenden 

Mitgliedstaats Gegenstand einer ein Recht 

des geistigen Eigentums verletzenden 

Tätigkeit sind oder bei denen nicht 

ausgeschlossen werden kann, dass sie 

Gegenstand einer solchen verletzenden 

Tätigkeit sind, und von denen zugleich 

eine offenkundige Gefahr für die 

Gesundheit oder die Sicherheit der 

Verbraucher ausgeht;  

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 – Buchstabe g 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(g) besondere Merkmale und technische 

Daten der echten Waren, gegebenenfalls 

auch Abbildungen; 

(g) besondere Merkmale und technische 

Daten der echten Waren, gegebenenfalls 

auch Kennzeichnungen wie Strichcodes 

und Abbildungen; 

Begründung 

Um die Verfolgbarkeit von Parallelimporten zu vereinfachen, sollten Rechteinhaber und ihre 

Vertreter den Zollbehörden alle für die Identifizierung der Originalprodukte notwendigen 
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Informationen, wie Kennzeichnungen und zugelassene Vertriebshändler, zur Verfügung 

stellen. 

 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 – Buchstabe i 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(i) alle Informationen, die für die Analyse 

und die Bewertung des Risikos einer 

Verletzung des betreffenden Rechts bzw. 

der betreffenden Rechte geistigen 

Eigentums durch die Zollbehörden wichtig 

sind; 

(i) alle Informationen, die für die Analyse 

und die Bewertung des Risikos einer 

Verletzung des betreffenden Rechts bzw. 

der betreffenden Rechte des geistigen 

Eigentums durch die Zollbehörden wichtig 

sind, wie etwa die zugelassenen 

Vertriebshändler; 

Begründung 

Um die Verfolgbarkeit von Parallelimporten zu vereinfachen, sollten Rechteinhaber und ihre 

Vertreter den Zollbehörden alle für die Identifizierung der Originalprodukte notwendigen 

Informationen, wie Kennzeichnungen und zugelassene Vertriebshändler, zur Verfügung 

stellen. 

 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 3 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Wird ein Recht geistigen Eigentums 

unwirksam oder ist der Antragsteller aus 

anderen Gründen nicht mehr die zur 

Antragstellung berechtigte Person, werden 

die Zollbehörden nicht tätig. Die 

Entscheidung über die Genehmigung des 

Antrags wird von den Zollbehörden, die sie 

getroffen haben, aufgehoben oder geändert. 

3. Wird ein Recht des geistigen Eigentums 

unwirksam oder ist der Antragsteller aus 

anderen Gründen nicht mehr die zur 

Antragstellung berechtigte Person, 

informiert der Antragsteller die 

Zollbehörden darüber und die 

Zollbehörden ergreifen keine weiteren 

Maßnahmen. Die dem Antrag stattgebende 

Entscheidung wird von den Zollbehörden, 

die sie getroffen haben, aufgehoben oder 
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geändert. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 5 – Unterabsatz 2 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Wird ein Recht geistigen Eigentums 

unwirksam oder ist der Antragsteller aus 

anderen Gründen nicht mehr die zur 

Antragstellung berechtigte Person, werden 

die Zollbehörden nicht tätig. Eine 

Entscheidung über die Genehmigung einer 

Verlängerung wird von den Zollbehörden, 

die sie getroffen haben, aufgehoben oder 

geändert. 

Wird ein Recht des geistigen Eigentums 

unwirksam oder ist der Antragsteller aus 

anderen Gründen nicht mehr die zur 

Antragstellung berechtigte Person, 

informiert der Antragsteller die 

Zollbehörden darüber, und die 

Zollbehörden ergreifen keine weiteren 

Maßnahmen. Eine der Verlängerung 

stattgebende Entscheidung wird von den 

Zollbehörden, die sie getroffen haben, 

aufgehoben oder geändert. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 a (neu ) 

 

 Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Article 19a 

 Austausch von Informationen und Daten 

zwischen den Zollbehörden 

 Vorbehaltlich angemessener 

Datenschutzgarantien kann die 

Kommission entscheiden, dass die gemäß 

Artikel 18 Absatz 3 gesammelten 

Informationen und Daten zwischen den 

Zollbehörden in der Union und den 

zuständigen Behörden in Drittstaaten 

auszutauschen sind, und die Bedingungen 

für diesen Austausch festlegen. 

Begründung 

Die Zusammenarbeit mit Drittstaaten ist für die Bekämpfung der starken Zunahme des 

Handels mit Waren, die das Recht des geistigen Eigentums verletzen, von ausschlaggebender 
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Bedeutung. Damit diese Zusammenarbeit wirksam gestaltet werden kann, sollten die 

Zollbehörden der EU Informationen und Daten zu Verletzungen des Rechts des geistigen 

Eigentums mit den entsprechenden Behörden in Drittstaaten vertraulich und unter der 

Voraussetzung strenger Datenschutzstandards austauschen können.  
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